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Personalentwicklungskonzept Fortschreibung 2015/2016
Vorwort

Am 13.10.2010 beschloss die Stadtvertretung Schwerin das ,Personalentwicklungskonzept der
Stadt Schwerin — Rahmenkonzeption — Grundsatzaussagen zur Personalentwicklung der Stadt-
verwaltung Schwerin®. Hierin wurden Anlass und Ziele einer fortzuschreibenden Personalentwick-
lung der Stadt Schwerin ausfiihrlich begriindet - einerseits als personalwirtschaftliches Instrument
zur personellen Gewahrleistung der zukunftigen qualitativen, effizienten und birgerorientierten
Aufgabenerfillung in der Stadtverwaltung, andererseits als Bestandteil der notwendigen Haus-
haltskonsolidierung.

Eine verstarkte strategische Personalplanung ist zudem durch Beschluss der Dezernentenkonfe-
renz als einer der Arbeitsschwerpunkte der Verwaltung im Jahr 2015 festgelegt worden. Dabei
sollen demographische und interkommunal-kooperative Aspekte sowie die zunehmenden Maéglich-
keiten der elektronischen Verwaltung mit in das Konzept einflieBen und so eine jahreskonkrete

Bewertung der jeweiligen Personalbedarfe ermdglichen.

Dies ist auch Anlass und Zielstellung fir die weitere Fortschreibung des Personalent-
wicklungskonzeptes, da an den hier konkret und perspektivisch dargestellten Zielen und Instru-

menten seit 2010 intensiv weitergearbeitet worden ist.

Die, durch das in 2013 zur Darstellung weiterer Konsolidierungsmoglichkeiten des stadtischen
Haushalts beauftragte Wirtschaftsprifungsunternehmen ,PricewaterhouseCoopers AG (PWC)*
abgeleiteten Maf3nahmen und Prifauftrage fanden in Schwerpunkten Berticksichtigung in der stra-
tegisch-prozessualen und personellen Ausrichtung der Landeshauptstadt Schwerin. Letztlich
musste jedoch auch PWC konstatieren, dass es in der Stellen- und Personalausstattung der Lan-
deshauptstadt Schwerin trotz einer Flachen- und Schwerpunktprifung in der Verwaltung keine
gewichtigen Ansatzpunkte fur eine weitere Konsolidierung gibt. Die seitens PWC dargestellten
MalRnahmen und Prufauftrage werden jedoch, wie bereits gegeniber der Politik kommuniziert,
fortlaufend verwaltungsseitig bewertet und gegebenenfalls in die Fortschreibung des Personalent-

wicklungskonzeptes einflie3en.
Ebenso werden die im Rahmen der in 2015 durchgefiihrten Uberpriifung seitens der Kommunalbe-

ratung und Service GmbH (Kubus GmbH) dargestellten Optimierungsansatze bei der interkommu-

nalen Aufgabenwahrnehmung hinsichtlich ihrer Realisierbarkeit Gberpruift.

Personalentwicklungskonzept 2015/16 Seite 3 von 23



|. Strategischer Rahmen der Aufgabenwahrnehmung in der Stadtverwaltung

Den strategischen Rahmen der gegenwartigen und kinftigen Aufgabenwahrnehmung in der Stadt-

verwaltung Schwerin bildet der Sollstellenplan in der aktuellen Beschlussfassung.

A. Stellenplanentwurf 2016

Konkret weist der Stellenplanentwurf 2016" insgesamt 1019 Stellen (996,537 VZA), davon 119 mit
einem terminierten kw-Vermerk, aus. Im Vergleich dazu umfasste der Stellenplan 2015 insgesamt
1002 Stellen inklusive 125 kw-Vermerken. Wobei hier anzumerken ist, dass mit Beschluss der
Verwaltungsvorlage 154/2014 zur Ausgliederung von Aufgaben in den Eigenbetrieb Zentrales Ge-
baudemanagement Schwerin die bisherige Aufgabenwahrnehmung der Liegenschaftsverwaltung
ab dem 01.01.2015 im Eigenbetrieb ZGM erfolgte. Das fur die Aufgabendurchfiihrung bendétigte
Personal wechselte zum Eigenbetrieb. Zum Stellenplan 2015 reduziert sich somit das Stellenvolu-
men im Fachbereich fur Stadtentwicklung und Wirtschaft damit um insgesamt 8,6 VZA (9 Stellen).

Nach dem aktuellen Personalentwicklungskonzept (strategische Bedarfsanalyse 2010-2020) ist
vorgesehen, im Jahr 2016 17 Stellen, die durch Ausscheiden ihrer Inhaber vakant werden, zu
streichen. Die konkrete Bestandsanalyse hat allerdings ergeben, dass tatsachlich jedoch nur 5
Stellen gestrichen werden kénnen. 12 unterjdhrig freigewordene Stellen werden dazu genutzt,
nicht geplante Personalbedarfe abzudecken. 9 Stellen allein fir die Bewéltigung der Aufgaben im
Zusammenhang mit der Flichtlingsbetreuung und dem Fallzahlenanstieg im Bereich der Auslan-
derbehdrde.

Ubersicht: Stellenreduzierungspotenzial
Reduzierungspotenzial

in Stellen
kw-Stellen Stellenpool (ATZ) 93
kw-Personalgestellung/Abordnung 1
kw-Fachdienste/Einrichtungen 25
Gesamt 119

Zum Stellenplanentwurf 2016 werden 22 Stellen neu eingerichtet, davon sind 18 Stellen teilweise

bzw. zu hundert Prozent refinanziert.

1. Brandschutzbedarfsplan

Allein fir den Bereich der Feuerwehr werden auf der Grundlage des Stadtvertreterbeschlusses
vom 13.07.2015 zum Brandschutzbedarfsplan 15 Stellen neu ausgewiesen. Auch wenn es sich
dabei groRtenteils um refinanzierte Stellen (im Rettungsdienst und in der Leitstelle) handelt, sind

sie als Stellenzuwachs im Sollstellenplan abzubilden.

! Stand 27.10.2015
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2. Forderprogramm Langzeitarbeitslose

Durch einen weiteren Beschluss der Stadtvertretung in 2014 zur Prifung einer Beteiligung am
Forderprogramm fir Langzeitarbeitslose ist die Verwaltung angehalten, hierfur entsprechende Ein-
satzstellen zu finden. Nunmehr wird sieben Langzeitarbeitslosen die Wiedereingliederung in den
Arbeitsmarkt z.B. im Birgerservice, im Sitzungsdienst, im Buro der Beauftragten erméglicht. Infol-
gedessen werden zum Stellenplan 2016 sieben Stellen neu ausgewiesen, welche durch anteilige

Personalkostenzuschusse refinanziert werden.

3. Flichtlingssituation

Die aktuelle Situation in der Flichtlingsunterbringung und -betreuung sowie die damit verbundene
Fallzahlensteigerung u.a. im Bereich Auslanderangelegenheiten (Anstieg von 3550 Fallen in 2013
auf 7000 Fallen in 2015) macht es notwendig, die vorgesehene Streichung vakanter Stellen zum
Haushalt 2016 nicht zu vollziehen, sondern diese entsprechend intern zu verlagern, um eine kurz-
fristige Besetzung und Aufgabenwahrnehmung zu gewéhrleisten. Seitens des Ministeriums fir
Inneres und Sport wurde die Dramatik der Lage bereits im Sommer 2015 dargestellt und den
Kommunen mitgeteilt, dass kinftig von bisher erforderlichen Genehmigungen fir externe Einstel-
lungen (vorerst befristet fir 2 Jahre) und diesbeziiglichen Stellenplanerweiterungen abgesehen

wird.

4. Weitere organisatorische MalRnhahmen mit Auswirkungen auf den Sollstellenplan

e Bildung von Fachdiensten

In der politischen Diskussion steht derzeit die Neustrukturierung der Verwaltung, die kinftig in
Orientierung an Produkten zur Abflachung und Klarheit der Verwaltungsstrukturen fihren soll.
Die Neubildung von Fachdiensten soll mit Effizienz- und Effektivitatsvorteilen verbunden sein.
Ein Ansatz hierbei ist die Straffung der amtsinternen Struktur und die sukzessive Organi-
sationsentwicklung. Diese Anséatze sind als kontinuierlicher Prozess zu betrachten. Kleinere
Einheiten sollten aufgeltst bzw. zusammengelegt, gro3ere entzerrt werden

e Prozessoptimierung (z.B. Untersuchung der Ablauforganisation in der Geschéaftsbuchhaltung
sowie in der Vollstreckung, Aufbau eines zentralen Forderungsmanagements)

e  Strukturveranderungen (z.B. Einrichtung Stabstelle Klimamanagement und Mobilitat, Bildung
neuer Fachdienste 20, 21, 31, 53; Weltkulturerbe; Kita-Foérderung)

e Konzeptionelle Neuausrichtungen (z.B. Schleswig-Holstein-Haus, Freilichtmuseum MueR)

e Betriebs- und Personalkonzept Schwimmhalle

B. Soll-Stellenplan

Diese vorgenannten MalRBhahmen wirken sich kurz- und mittelfristig auf den Sollstellenplan aus, der
in seiner qualitativen und quantitativen Fortschreibung die grundlegende Zielgré3e der Personal-
entwicklung in der Stadtverwaltung darstellt. Ausgehend vom Soll-Stellenplan 2014 mit einem ge-

planten Stellenvolumen von 857 VZA ist unter Beriicksichtigung dieser vorstehend genannten
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MaRnahmen der Soll-Stellenplan 2015/2016 zun&chst mit einem Volumen in Héhe von 883 VZA?

fortzuschreiben.

Derzeitig stehen den Fachdiensten (inkl. Jobcenter; Personalrat; Ubernahme Azubi; Beamte auf

Probe) zur Aufgabenwahrnehmung insgesamt 920 Stellen (898,887 VZA) zur Verfiigung, davon
25 Stellen (24,175 VZA) mit einem kw-Vermerk. Wobei anzumerken ist, dass 19 Stellen im Rah-

men der Aufgabenerfillung (Sollstellenplan) keine Berticksichtigung finden, da es sich hier um

Stellen handelt, die fir die Ubernahme von Auszubildenden, fir den Laufbahnwechsel sowie fiir

das ESF — Bundesprogramm fiir Langzeitarbeitslose im Stellenplan ausgewiesen werden.

(Anlage 5)

C. Stellenentwicklung in der Stadtverwaltung Schwerin

1. Stellenentwicklung insgesamt und nach Dezernaten von 2010 - 2016

Anzahl der Stellen It. Stellenplan

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
Dez. | 101 242 238 235 223 217 232
Dez. Il 302 305 313 331 303 304 311
Dez. Il 381 374 372 371 368 365 377
Dez. IV 128 - - - - - -
Personalgestellung 14 13 9 7 6 6 6
St. ohne Ist.-Kap. 103 76 85 103 114 110 93
Insgesamt 1029 1010 1017 1047 1014 1002 1019
Stellenentwicklung 2010 - 2016
1 060
1040
§ 1047
1020 1029
1 000 +
1017 1014 1019
980 - 1010 1002
960
2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
Stellenentwicklung in den Dezernaten 2013 - 2016 gggig

400 +

300 +

200 +

100 +

0 1 1
Dez. | Dez. Il Dez. Il

> Ohne Berucksichtigung der kw-Stellen (Befristung durch Kommunalaufsicht im Bereich Fliichtlingsbetreu-
ung; Abbaupotential Aufgabenkritik sowie Ergebnisse PwC.
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2. Stellenentwicklung nach Beschéaftigungsverhaltnissen von 2010 - 2016

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
Wahlbeamte 4 3 3 3 3 3 3
Beamte 236 235 238 257 238 240 252
Beschaftigte 787 770 774 785 771 758 763
Pflegepersonal 2 2 2 2 2 1 1
Insgesamt 1029 1010 1017 1047 1014 1002 1019

Stellenanteil nach Beschaftigungsverhaltnissen 2016
(ohne Wahlbeamte)

Beamte sonstige
Laufbahnen Beamte im
9,9% feuerwehrtechn.

o — Dienst
o =
//
/

Beschaftigte
75,1%

Entwicklung der gesamten Personalkosten (TEUR)
2013 - 2019

55219 56.011

54.161

53.086

50.461

46.840
45.307

RE* 2013 Vorl. RE 2014 HPL 2015 PE* 2016 PE 2017 PE 2018 PE 2019

*PE Planentwurf / RE Rechnungsergebnis
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3. Entwicklung der Anzahl der Amter / Fachdienste / Fachbereiche und Einrichtungen

Stellen- Stellen- Stellen- Stellen- Stellen- Stellen- Stellen-
plan plan plan plan plan plan plan
2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
Amter / Fachdienste /
Fachbereiche 13 13 13 14 13 14 15
Einrichtungen 7 6 5 5 5 5 5
Insgesamt 20 19 18 19 18 19 20

Technikunterstiitzende Prozessoptimierung

2010 wurde in Zusammenarbeit mit der SIS GmbH eine IT-Strategie fur die Verwaltung vorgelegt

und im Mai 2010 von der Stadtvertretung zur Kenntnis genommen. Einen Schwerpunkt bildet dabei

die Optimierung der Geschéftsprozesse in Verbindung mit Technikunterstiitzung. MalRRgebliches

Kriterium fur geplante oder laufende MalRnahmen, welche auch auf Stelleneinsparungen fokussie-
ren, ist die Wirtschaftlichkeit.

Elektronische Aktenflhrung

Im Veranstaltungsmanagement und im Rechtsbereich wird die eAkte bereits erfolgreich umge-

setzt. Derzeit wird ein einheitlicher Aktenplan mit der Verwaltungsleitung abgestimmt, der im |I.

Quartal 2016 umgesetzt werden soll. Damit wird der Grundstein fur die Ablage der allgemeinen

Schriftgutverwaltung im DMS gelegt, welche sukzessive in den einzelnen Fachdiensten eingefiihrt

werden soll.

Projekte

Digitale Bauakten

Die Projektumsetzung hat in 2015 begonnen und wird im I. Quartal 2016 ab-

geschlossen.

Vergabemanagementsystem

Die Landeshauptstadt Schwerin wird zukiinftig das elektronische Vergabesystem
der Stadtwerke mitnutzen. Bezuglich einer zentralen Vergabestelle werden derzeit
strukturelle/wirtschaftliche Umsetzungskonzepte erarbeitet.

Ablauforganisation Vollstreckung
Hier wurden Aufnahmen des Ist Prozesses vorgenommen und erste Gespréache

zum Sollprozess haben stattgefunden.

Online-Blrgerservices

Veranstaltungsmanagement
Hundesteuer
Anwohnerparken

Kita-Planer

Terminreservierung
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e Fundsachenregister

e Urkundenportal

e Online Dienste der Meldebehdérde
(Fuhrungszeugnis, Ubermittlungssperre, Meldebescheinigung, Aufenthaltsbeschei-
nigung, Verlusterklarung Pass, Abmeldung Nebenwohnung) zudem wird derzeit an
der Umsetzung von GESO online (Gewerbean/-abmeldungen online und Bau onli-
ne) gearbeitet

[l. Einzelinstrumente der Personalentwicklung in der Stadtverwaltunqg

Auf Dauer wird die Leistungssicherung in der Verwaltung nur gelingen, wenn die Motivation der
Belegschaft trotz der restriktiven Personalbedarfspolitik erhalten bleibt. Personalentwicklung muss
daftr mit ihren méglichen und zu gestaltenden Einzelinstrumenten konkrete und attraktive Ansatze

bieten.

1. Ausbildungsrichtlinie

Unter Berlcksichtigung des permanenten demografischen Wandels in unserer Verwaltung ist es
unerlasslich, der Ausbildung einen hohen Stellenwert beizumessen. Die aktive Mitarbeiterschaft
der Stadtverwaltung hat trotz einer intensiven Ausbildungsinitiative seit 2010 immer noch ein ho-
hes Durchschnittsalter von 46,0 Jahren. Dabei wurden die 105 sich derzeit in ATZ- Passiv -Phase

befindenden Beschéftigten nicht berlicksichtigt.

Daneben werden allein aus dem Arbeitsprozess heraus in den kommenden 5 Jahren 102 Beschéaf-
tigte und Beamte in den Ruhestand bzw. in die reguldre Rente treten. Diese derzeit prognostizier-
ten Abgéange bilden die Grundlage der jahrlichen und mittelfristigen Ausbildungsplanung. Dartber
hinaus sind die aktuellen Vorgaben des neuen Brandschutzbedarfsplans verbunden mit der ge-
setzlichen Novellierung der Rettungsassistentenausbildung zur kinftigen Notfallsanitater-
Ausbildung planungsseitig zu bericksichtigen. Auch der in unserer Verwaltung bedenklich hohe
Krankenstand von 9,5 % und durchschnittlich 17 Langzeitkranken pro Jahr fihrt zu personellen
Engpéssen und aulRerordentlichen Mehrbelastungen in den Fachbereichen. Die sich hieraus erge-
benden Zwange sollen durch ein geringfligig geplantes ,Mehr an Ausbildung® in den jahrlichen

Ausbildungszahlen Berticksichtigung finden. (Anlagen 1 und 2)

Es ist Bestreben der Verwaltung, eine gesunde Altersstruktur in der Verwaltung zu schaffen. Ins-
besondere soll es parallel zur Gewinnung neuer Krafte mittels einer Ausbildungsinitiative auch ge-
lingen, den bereits vorhandenen Mitarbeiterschaft gezielt fort- und weiterzubilden und berufliche

Entwicklungsperspektiven zur Motivation aufzuzeigen.

Nach diesen Mal3gaben zeigt das Personalentwicklungskonzept im Detail die einzelnen Instrumen-
te auf, mit denen anhand einer aufgabenkritischen Stellenplanstruktur der fachlich erforderliche

Personalbedarf ermittelt und weiterentwickelt wird.
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Die Ausbildung ist eines der wichtigsten Instrumente der Personalentwicklung. Dem Rechnung
tragend wurde eine Ausbildungsrichtlinie entwickelt, die im ersten Quartal 2013 in Kraft getreten
ist. Die Vorgaben in dieser Richtlinie regeln Akquise, Auswahl und Einsatz der potentiellen Auszu-
bildenden sowie konkretisierend und fachspezifisch zudem Ausbildungsplanung und -inhalte. Be-
sonderes Augenmerk wird dabei auf Evaluation und Controlling der Ausbildung gelegt. Ein ent-
sprechender Evaluationsbogen fur die Auszubildenden und Anwarter/Anwarterinnen zur anonymen

Bewertung der Ausbildungsqualitat ist dabei Bestandteil des Controllings.

Seit 2015 wurde zur weiteren Verbesserung der Ausbildungsqualitat und zur Motivation, als Aus-
bilder oder Ausbilderin in den Fachbereichen tatig zu werden, ein individueller Freistellungsbonus
ausgelobt und in der Ausbildungsrichtlinie festgelegt. Hiernach erhalten alle Ausbilder und Ausbil-
derinnen sowie die Ausbildungsbeauftragten der Fachbereiche je nach individueller Beanspru-

chung pauschaliert eine Freizeitgutschrift.

Flankiert wird die Ausbildungsrichtlinie durch eine aktuelle Ubernahmerichtlinie, die bereits Mitte
2012 in Kraft trat. Ziel ist es, durch friihzeitige Bekanntgabe der Ubernahmekriterien und méglicher
fachlicher und auch monetarer Entwicklungsperspektiven attraktive Leistungsanreize und damit

letztlich langfristiges Wohlbefinden und ldentifikation mit der Verwaltung zu schaffen.

Die Richtlinie regelt das Verfahren zur Ubernahme in die Dienststelle nach erfolgreicher Beendi-
gung der Ausbildung bzw. des Vorbereitungsdienstes. Dabei informiert die Verwaltung rechtzeitig
vor Ubernahme Uber die gemaR aktuellen Notwendigkeiten zur Verfigung stehenden Ubernahme-
Vakanzen. Uber die geltenden tariflichen Bestimmungen hinaus legt die Richtlinie Leistungskrite-
rien fest, nach denen die Ausgebildeten die Mdglichkeit erhalten, in ein unbefristetes Beschafti-

gungsverhéltnis bzw. in ein Beamtenverhaltnis auf Probe Gibernommen zu werden.

Um die fachliche Einarbeitung und Weiterqualifikation der ibernommenen Ausgebildeten sicher zu
stellen, wurde 2012 festgelegt, dass es fir unsere Nachwuchskréfte eine vertraglich festgelegte
zweijahrige Mindestverweildauer auf der Ersteinsatzstelle gibt. Den jungen Nachwuchskréften
steht es nach den zwei Jahren dann offen, sich innerhalb der Verwaltung auf jede anderweitige
gewiinschte Stelle zu bewerben und sich so personlich weiter zu entwickeln. Ausnahmen zum vor-
fristigen Wechsel der Stelle sind aus dienstlichen Griinden durch Entscheidung der Oberblrger-

meisterin moglich.

In diesem Zusammenhang war und ist es notwendig, in der Verwaltung die entsprechenden Rah-
menbedingungen fur Transparenz und Beteiligung in Sachen Ausbildung zu schaffen. Diese Auf-
gabe erfillt seit 2012 die Aus- und Fortbildungskonferenz als beratendes und beschlieRendes

Gremium fur alle maf3geblichen Themen in der Aus- und Weiterbildung.
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2. Bedarfsgerechte, individuelle Fort- und Weiterbildung

Der aktuelle Tarifvertrag TV6D sowie die vergleichbaren beamtenrechtlichen Regelungen bestati-
gen den hohen Wert einer permanenten Qualifizierung der Beschéftigten und Beamten als malf3-
geblich in der Personalentwicklung. Ausdruck hierflir ist nicht zuletzt auch der Anspruch auf ein
jahrliches Qualifizierungsgesprach mit der Filhrungskraft.

Als internes Regelungsinstrument der beruflichen Fort- und Weiterbildung trat 2011 die Dienstver-

einbarung Fort- und Weiterbildung in Kraft.

Die Dienstvereinbarung regelt auf Basis einer permanenten Bedarfsanalyse (z. B. durch Mitarbei-
terbefragungen, im Rahmen von Mitarbeitergesprachen, Qualifizierungsgesprachen oder Stellen-
besetzungsverfahren) den Anspruch und die Auswahl der Fort- und Weiterbildungsarten (individu-
ell / gruppenbezogen, fachbezogen / -lUbergreifend) sowie der jeweiligen Methoden (Seminare,

Workshops, Coaching, etc.).

Neben den individuellen Fortbildungsbudgets der Fachbereiche erfolgt im amteribergreifenden
Ansatz die zielgerichtete Qualifizierung und Befahigungsfortbildung fir Berufsgruppen, uUbergrei-

fende Anforderungen oder Einzelférderungen nach Bestenauslese.

Unter Einbindung der Aus- und Fortbildungskonferenz als mitentscheidendes Gremium sind z.B. in

den vergangenen Jahren folgende Weiterbildungen initiiert und durchgefihrt worden:

e Fortbildung fir Fihrungsnachwuchskrafte im Zeitraum 2013-2014
(8 Module) mit 33 Teilnehmern/Teilnehmerinnen

¢ 3 Angestelltenlehrgédnge A | im Zeitraum von 2011 bis geplant 2017
mit 8 Teilnehmern/Teilnehmerinnen

¢ 3 Verwaltungsfachwirtlehrgange zur Befahigung fur Laufbahngruppe 2 im Zeitraum von
2011 bis geplant 2018 mit 12 Teilnehmern/Teilnehmerinnen

e Berufsbegleitendes Studium Wirtschaftsinformatik als individuelle Personalentwicklung
im Zeitraum: 2013 bis 2016 mit 2 Teilnehmern/Teilnehmerinnen

o Aufstieg in Laufbahngruppe 2 Bereich Feuerwehr von 2011 — 2017
mit 6 Teilnehmern/Teilnehmerinnen

e Verwaltungsfortbildung Kommunaler Ordnungsdienst
(7 Module) mit 15 Teilnehmern/Teilnehmerinnen

¢ Diverse Inhouse-Seminare
z.B.  ,Ausbildung der Ausbilder”
~oteuerliche Behandlung von Betrieben gewerblicher Art*
,Die Verwaltungsgebuhrensatzung®
zum VOL/VOB
zum Verkehrsordnungswidrigkeitenrecht

Weiterfiihrendes Ziel wird es sein, hierzu eine datenbankgestiitzte Erfolgskontrolle als Controlling

zu installieren. Das entsprechende Modul in SAP ist hierfur fiir 2016 eingeplant worden. Die Uber-
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tragung des seitherigen Datenbestandes zur Fortbildung wird dabei von enormer Wichtigkeit sein

und im Gesamtprojekt des Dokumentenmanagementsystems Bericksichtigung finden missen.

3. Qualifikation der Flhrungskrafte

Besonderes Augenmerk in diesem Themenkomplex soll auf die Persodnlichkeits- und Kompetenz-
entwicklung des Fuhrungskraftenachwuchses gelegt werden.

Hierfir wurde in Abstimmung mit der Verwaltungsspitze ein konkretes FUhrungskraftenach-
wuchskonzept erarbeitet, das modulweise in Form einer Fortbildungsreihe im ersten Quartal 2013
unter externer Begleitung begann und im Herbst 2014 erfolgreich abgeschlossen werden konnte.
Unter den so definierten Nachwuchsfihrungskraften konnte sich zum weiteren gemeinsamen Aus-
tausch, auch auf3erhalb der Arbeitszeit, ein sogenannter Fuhrungskréafte —Stammtisch etablieren.
Diese freiwilligen Treffen dienen dem Austausch zu aktuellen Problemstellungen und fordern in
entspannter Umgebung die Kommunikation und gegenseitige Unterstiitzung, bieten aber durch

gelegentliche externe Unterstitzung auch unmittelbaren Wissenszuwachs.

Zu Beginn dieses Jahres wurde zusatzlich das Programm zur Schulung der langjahrigen Fih-
rungskrafte konzipiert und durch Einbindung und Befragung des hierunter definierten Personen-
kreises konkretisiert. Es ist vorgesehen, insgesamt drei Schulungsmodule zu gewinschten The-
menschwerpunkten der Mitarbeiterfihrung und damit verbundenen Herausforderungen unter ex-

terner FUhrung zu gestalten. Die Auftaktveranstaltung ist im 4. Quartal 2015 vorgesehen.

4. Beurteilungswesen

Mit den neuen Dienstvereinbarungen zur Leistungsbeurteilung im Zuge des TVOD wurde in der
Weiterentwicklung dieses Instruments seit 2010 deutlich, dass diese fiir die Tarifbeschaftigten
entwickelten und bereits erfolgreich angewandten Beurteilungsmafstabe vergleichbar und beam-

tenrechtskonform fir Verwaltungs- und Feuerwehrbeamte angepasst werden missen.

Dabei ist es zunéchst vorgesehen, fur den Bereich der Berufsfeuerwehr geeignete Beurteilungskri-
terien zu beschreiben, die im Falle einer notwendig werdenden Vergleichbarkeit mit allen beamten
und Beamtinnen der Verwaltung (z.B. bei Beforderungen) auch diesen Anspriichen genligen. Bis-
herige Arbeitsstdnde sind mit der zwischenzeitlich neuen Feuerwehrfilhrung zu kommunizieren

und abzustimmen und auch im Hinblick auf den neuen Brandschutzbedarfsplan zu reflektieren.

Die Anpassung bzw. Novellierung des bestehenden Beurteilungssystems fiir die Feuerwehr steht
auf der Agenda der konkreten Arbeitsplanung fir die kommenden zwei Jahre. Darlber hinaus ist
das vorhandene Beurteilungssystem fir die Verwaltungsbeamten hinsichtlich Neuerungen aus

dem Landesbeamtengesetz zu tberprifen und gegebenenfalls anzupassen.
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5. Flexible Arbeitszeit

Durch die flexiblere Arbeitszeitgestaltung sollen die persdnlichen Bedirfnisse der Beschaftigten
bertcksichtigt und mit den Zielen der Verwaltung in Einklang gebracht werden. Angestrebt wird
eine verbesserte Vereinbarkeit von Familie und Beruf bzw. eine lebensphasengerechte Arbeits-
zeiteinteilung mit dem Ziel der Erh6hung der Motivation der Beschéftigten

Flexiblere Gestaltung der Arbeitszeit durch Zulassung von Abweichungen hinsichtlich z. B.:

e Dauer der Arbeitszeit (Teilzeit)

e Lage der Arbeitszeit (Gleitzeit)

e Verteilung der Arbeitszeit (Arbeitszeitmodelle, Zeitausgleich)
e  Ort der Arbeitserfillung (mdgliche Telearbeit)

Die 2013 in Kraft getretene neuen Dienstvereinbarung zu gleitenden Arbeitszeit gestattet hin-
sichtlich Lage und Verteilung der Arbeitszeit deutlich mehr individuelle zeitliche Spielrdume und die
elektronische Zeitkontenbuchung und -verwaltung. Mit dieser DV hat jeder Mitarbeiter/jede Mitar-
beiterin die Mdglichkeit, ohne tagliche Kern- und Mindestanwesenheitszeiten seine Arbeitszeit in
einem ganztaglichen Rahmen von 6.30 Uhr bis 20 Uhr unter Beachtung der dienstlichen Belange

zu gestalten. Private Termine und Notwendigkeiten sind damit fur jeden problemlos planbar.

Erganzend werden bereits seit 2012 lukrative individuelle Teilzeitangebote unterbreitet, die u.a.
verbunden mit Ausgleichstagen und Kiindigungsschutz verschiedene Mdglichkeiten zur individuel-
len Gestaltung der Arbeitszeit bieten. Uber 200 Anderungsvertrage zur Absenkung der Arbeitszeit
bzw. Fortsetzung der Teilzeit wurden bislang abgeschlossen. Seit Juni 2015 wird zudem die M6g-
lichkeit angeboten, bei gewunschter Teilzeit das bislang auf 40 Mehrstunden begrenzte Arbeits-
zeitkonto auf nunmehr 60 Mehrstunden zu erhéhen. Damit besteht jetzt die Mdglichkeit, individuel-
le Freizeit in Form von Stunden oder Ausgleichstagen in groRerem Umfang anzusparen. Die aktu-
elle Anzahl von bereits verlangerten Teilzeitvereinbarungen lasst vermuten, dass diese Form der

individuellen Gestaltung der Arbeitszeit stark motivierend auf die Mitarbeiterschaft wirkt.

Alternierende Telearbeit

Auch Uber den Ort der Aufgabenerfullung wurde im Zuge der angestrebten Flexibilisierung der

Arbeitszeit nachgedacht.

Das zunéchst als befristet und auf 5 Einzelfalle begrenzt durchgefihrte Projekt zur Telearbeit
mindete nach positiven Effekten in einer Dienstvereinbarung zur Alternierenden Telearbeit, die im
Juni 2015 in Kraft trat.

Ziel dieser Dienstvereinbarung ist es, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern,

stressbedingte Ausfallzeiten zu verringern und die Arbeitszufriedenheit zu erhéhen.
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Die Dienstvereinbarung regelt in einem Verfahren, unter welchem MaRgaben die Moglichkeit be-
steht, bis zu 50 % der individuellen Arbeitszeit befristet fir ein Jahr von zu Hause aus zu erledigen.
Die Anzahl der potentiellen Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen in Telearbeit ergibt sich dabei zum einem
aus dem jeweiligen Aufgabenzuschnitt und zum anderen aus der nur begrenzt zur Verfigung ste-
henden technischen Hardware fir den heimischen Arbeitsort. Der durch den Mitarbeiter/die Mitar-
beiterin gestellte Antrag wird nach Votierung der Fuhrungskraft durch die Fachdienste IT, Organi-
sation, Personal und die Datenschutzbeauftragte hinsichtlich Machbarkeit und Bedenken gepriift
und letztlich arbeitsvertraglich bzw. dienstrechtlich vereinbart. Alternierende Telearbeit fuhrt grund-
satzlich zu einem Umdenken im betrieblichen Ablauf und wird auch die seitherige Fuhrungskultur
verandern. MaRgeblich fur den Erfolg dieses modernen Arbeitszeitmodells wird das konsequente

Fuhren mit Zielvorgaben durch die unmittelbare Fihrungskraft sein.

Eine Evaluierung der Telearbeit ist im nachsten Jahr vorgesehen.

6. Betriebliche Gesundheitsférderung

Der betrieblichen Gesundheitsférderung (BGF) und damit der nachhaltigen Gesunderhaltung der
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen wird unverandert viel Kraft und Aufmerksamkeit geschenkt. Dabei
sind ein gesundes Arbeitsumfeld und — klima verbunden mit der Durchfiihrung mdéglicher Praventi-
onsmaflnahmen in der betrieblichen Organisation und dem Verhalten der Mitarbei-
ter/Mitarbeiterinnen maf3geblich fir die Erhaltung der individuellen Leistungsfahigkeit der Beschaf-
tigten. Dieser Auftrag ist schon seit 2003 als gemeinsames Ziel von Arbeitgeber und Personalrat in
einer entsprechenden Dienstvereinbarung festgelegt und wird unter Federfihrung einer gemein-

samen Projektgruppe mit konkreten MalRnahmen umgesetzt.

Gradmesser an dieser Stelle ist die unverandert hohe Krankenquote von aktuell 9,43 % (Durch-
schnitt der Quartale I. - Ill. 2015), die damit deutlich Gber dem interkommunalen Durchschnitt liegt.
Alarmierend ist dabei besonders die hohe Anzahl von Langzeiterkrankungen, die sich aktuell quer

durch alle Verwaltungsbereiche zieht.

Hier mussen verstarkte Anstrengungen unternommen werden, mit moglichst nachhaltigem Erfolg

entgegenzuwirken.

Beispielhaft konnen seit 2003 folgende Initiativen zur Gesunderhaltung und Prévention genannt

werden:

e  Umstrukturierung Dienstsport in der Feuerwehr/Ausbildung von Ubungsleitern

e Durchfiihrung von Gesundheitstagen in der Verwaltung mit diversen Angeboten unter Be-
gleitung der Krankenkassen (Themen Entspannung, Bewegung, Ernahrung)

e Ausbildung psychosozialer Erstbetreuer fir die Einsatzkréafte der Feuerwehr

e Angebot psychologischer Beratung durch externe Beratungsstelle

e Abschluss einer Dienstvereinbarung zum Umgang mit dem gesundheitsgefahrdenden
Thema Mobbing und Bestellung einer Mobbingbeauftragten
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o Selbstverteidigungskurse fur Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen KOD/Umgang mit schwierigen
Blrgern
e Angebot diverser Gesundheits-, Erndhrungs- und Bewegungskurse im Hause oder Ko-
operation mit externen Anbietern
In Bereichen mit besonderen Belastungssituationen wie z.B. der Feuerwehr, dem Sozialpadagogi-
schen Dienst oder der Geschéftsbuchhaltung laufen zudem unter maf3geblicher Beteiligung der
Mitarbeiter und derzeit noch externer Begleitung durch die Krankenkassen in Projektform Ge-
sundheitszirkel. Diese sollen der Erkennung gefahrdender Ursachen dienen und zur gemeinsa-

men Erarbeitung eines MaRnahmeplans fiihren, diesen entgegenzuwirken.

Begleitend wird angestrebt, eine mdglichst objektive Moderation der Gesundheitszirkel nicht wie
bislang extern, sondern zukiinftig durch eigens daflr ausgebildete und geschulte eigene Moderato-

ren durchzufiihren.

Anonymisierte Mitarbeiterbefragung

Gesundheit steht in enger Korrelation mit dem personlichen Wohlftihlen und dem Belastungsemp-
finden der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in ihrer Tatigkeit und ihrem Arbeitsumfeld. Dies wurde
aktuell im Juli 2015 durch eine anonyme Mitarbeiterbefragung verwaltungsweit abgefragt.

Um trotz der Anonymitét eine verwaltungsspezifische Auswertung vornehmen zu kdénnen, wurden
Alter, Tatigkeitsdauer, Zugehorigkeit zu Dezernaten und Status als Beschaftigter, Auszubildender

oder Beamter abgefragt.

Schwerpunktmafig umfassten die Fragebogen folgende Kriterien:

e Arbeitszufriedenheit

e Leistungsgerechte Gratifikation

e Unternehmenskultur/Mitarbeiterinnen- und Mitarbeiterorientierung
e Entwicklungschancen/Lernen

¢ Information und Kommunikation

o Arbeitsorganisation

e Fuhrungskrafte und Kolleginnen/Kollegen

o Arbeitsbedingungen

e Arbeitsbelastungen

e Gesundheitsmanagement/Gesundheit
Die Beteiligung ist mit 43 % als durchaus reprasentativ einzustufen. Ein Institut der AOK tbernahm

als externer Partner die Erfassung und Bewertung der Ergebnisse. Diese liegen seit Kurzem vor

und wurden in einem ersten Gesprach der Verwaltungsspitze vorgestellt.
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Das Ubergreifende Fazit ist, dass die Schweriner Stadtverwaltung als durchschnittlich und ver-
gleichbar mit anderen Unternehmen des offentlichen Bereichs gesehen wird. Besonders positive

oder negative Ausschldge und Tendenzen waren nicht auffallig.

So wird schwerpunktmalig zusammengefasst, dass fast drei Viertel der Befragten und damit die
Uberwiegende Mehrheit zufrieden mit ihre Tatigkeit ist. Sie empfinden ihre Tatigkeit an sinnvoll und
wichtig in der Verwaltung und fiir die Verwaltung.

Die Frage zum Verhalten der Kolleginnen und Kollegen untereinander wird durchweg positiv be-
schrieben; ein freundlicher und respektvoller Umgang miteinander wird bestatigt. Die Mehrheit der
Befragten ist mit dem Betriebsklima in der eigenen Abteilung zufrieden und bestétigt, dass sie bei
Schwierigkeiten und Problemen ihre Fihrungskraft ansprechen und um Unterstitzung bitten kann.
Breite Zufriedenheit zeigt sich auch mit der moderaten Arbeitszeitregelung in der Verwaltung und
der sich daraus ergebenden Mdglichkeit, private und berufliche Ziele gut miteinander zu vereinba-

ren.

Kritische Stimmen gab es dagegen zur Forderung des Arbeitgebers bei gewilinschten Aufstiegs-
und Weiterentwicklungsmdglichkeiten. Dies sieht fast die Halfte der Befragten als mangelhaft an.
Weitere Handlungsbedarfe werden sich zudem aus der Einschatzung der Befragten zum Thema
steigende psychische Belastungen ergeben, die im Zusammenhang mit zu grof3en Arbeitsmen-

gen, zunehmenden Termindruck und mangelhafter Personalsituation gesehen werden.

Ein erheblicher Teil der Befragten gab darlber hinaus an, dass die bestehende Standardausstat-
tung des Arbeitsplatzes, also die zur Verfligung gestellten Arbeitsmittel als zum Teil veraltet und
nicht gesundheitsgerecht empfunden werden. Insbesondere bei den individuellen dazu getatigten

Anmerkungen wird deutlich, dass hier Handlungsbedarf gesehen wird.

Die Ergebnisse der Befragung werden jetzt gegenuber Fuhrungskraften und Mitarbeitern und
Mitarbeiterinnen kommuniziert und alsdann in der Projektgruppe zu betrieblichen Gesundheitsfor-

derung weitergehend erortert.

Von der Auswertung wird Aufschluss zum weiteren Umgang mit der konkreten inhaltlichen Ausge-
staltung des betrieblichen Gesundheitsmanagements erwartet, so dass letztlich konkrete Hand-

lungsanséatze abgeleitet werden kdnnen.

Ein Konzept zum Aufbau eines betrieblichen Gesundheitsmanagements ist in der Hauptverwaltung
bereits erarbeitet worden und wird in Kirze mit der Verwaltungsleitung kommuniziert und abge-
stimmt. Dabei kommt auch der betrieblichen Wiedereingliederung (BEM) ein hoher Stellenwert zu.
Die diesbeztigliche Dienstvereinbarung aus dem Jahr 2007 bildet dabei die Grundlage, ist aller-
dings in der praktischen Ausgestaltung und Akzeptanz neu zu strukturieren. Aus diesem Grund

gibt es aktuelle konzeptionelle Veranderungen in den Verfahren des Angebots und der Durchfih-
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rung des BEM in der Verwaltung. Die unmittelbare Zuordnung des BEM zum personalsachbearbei-

tenden Bereich als Erstkontakt wird dabei kiinftig aufgelost.

In Ergadnzung dieser vorstehenden Mafinahmen soll auch die bestehende Dienstvereinbarung zum
Umgang mit Suchterkrankungen modifiziert werden. Eine erste Abstimmung mit dem Personalrat

dazu erfolgt zu Beginn des kommenden Jahres.

Das Controlling dieser vielféaltigen Manahmen des Gesundheitsmanagements wird dabei schwer-
punktm&Rig Uber eine quartalsméRige Krankenstatistik erfolgen, die Giber Ausfallzeiten und Auffal-
ligkeiten in bestimmten Bereichen ein Feedback zu den bereits durchgefiihrten Malinahmen er-
mdoglicht. (Anlagen 3 und 4)

Auf Dauer wird die Leistungssicherung in der Verwaltung letztlich nur gelingen, wenn die Motivati-
on der Belegschaft trotz der restriktiven Personalbedarfspolitik erhalten bleibt. Personalentwicklung
muss daflr konkrete Ansatze bieten. Mit einigen der hier angefiihrten Instrumente hat auch die
Schweriner Stadtverwaltung erste Ansétze gefunden, weiterhin ein attraktiver Arbeitgeber zu blei-
ben und die Arbeitsbedingungen so zu gestalten, dass dem aktuellen Problem des demografi-

schen Wandels in der Belegschaft moéglichst erfolgreich begegnet werden kann.

Alle vorstehend genannten Einzelinstrumente stehen als ein Leitbild der Verwaltung und sind als
mobile Prozesse zu verstehen, die auf Grundlage der Ziele und Maf3gaben des ersten, beschlos-

senen Personalentwicklungskonzeptes aus 2010 standig fortzuschreiben sind.
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Impressum - Stand Oktober 2015
Fachbereich fir Hauptverwaltung
Fachdienst Personal Frau Stahl
Fachdienst Organisation Frau Priif3
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Anlage 1 - Entwicklung Personalbestand (Ruckblick)

Auswirkungen Ausbildungsinitiative unter Berlicksichtigung der Abgange 2011-2014

2011 2012 2013 2014

1.1 Abgdnge ohne Ersatzbedarf Rente/Rente nach ATZ-Passiv* 10 11 17 12

Versorgung* 1 1

Ablauf Wahlperiode*

Erwerbsminderung 1 2 1

Auflésungs-Vertrag 3 1 2

befristeter Vertrag* 1 0 2 2

Kindigung 1

Arbeitgeberwechsel

Tod im Arbeitsleben 1 1

15 15 22 18

1.2 Abginge mit Ersatzbedarf Rente/Eintritt ATZ- Passiv* 7 11 8 4

Versorgung* 3 4 2 6

Ablauf Wahlperiode* 1

Erwerbsminderung 1 1 2

Auflosungs-Vertrag 1 2 2

befristeter Vertrag* 1 2 2

Klndigung 1

Arbeitgeberwechsel 2 1 1

Tod im Arbeitsleben 2 1

15 22 17 14

1. Abgdnge gesamt Summe 30 37 39 32
2.1. Ubernahme nach Ausbildung gesamt 13 12 19 16
2.2 Ausbildung gemaR Ersatzbedarf gesamt 16 17 14 21

*Planungsgrundlage fiir Personalbedarfsentwicklung




Anlage 2 — Perspektivische Personalbestandsentwicklung / Ausbildung unter Berlicksichtigung der Abgange

Zuordnung Grund / Beruf 2015 | 2016 | 2017 | 2018 | 2019 | 2020 Gesamt
1.1 Abgange ohne Ersatzbedarf Rente nach ATZ Passiv Phase 12 29 22 21 19 2 105
Summe| 12 29 22 21 19 2 105
1.2. Abgange mit Ersatzbedarf durch Ausbildung o. extern |Rente aus Arbeitsprozess 9 2 3 3 10 7 34
Versorgung 7 3 9 7 5 3 34
Rente wegen Erwerbsminderung* 1 0 0 0 0 1 2
Auflésungs- u. befristete Vertrage* 5 2 0 8 4 3 22
*2.T. als Puffer bei Ausbildung planbar Kundigung* 1 0 0 0 0 0 1
Arbeitgeberwechsel* 8 0 0 0 0 0 8
Tod im Arbeitsleben* 1 0 0 0 0 0 1
Summe | 32 7 12 18 19 14 102
1. Abgéange (gesamt) Summe | 44 36 34 39 38 16 207
2.1 Ubernahme Azubi/Anwarter nach Fachrichtung Verwaltungsfachangestellte/r 7 6 10 9 7 5 44
Fachang. f. Medien- u. Inf.-dienste (Bibo) | O 1 0 0 2 0 3
Ere]xi?/r)]ang. f. Medien- u. Inf.-dienste (Ar- 1 0 0 0 0 0 1
Veranstaltungskauffrau/mann 1 0 0 0 0 0 1
Burokauffrau 1 0 0 0 0 0 1
Kauffrau/mann f. Blromanagement 0 0 0 0 2 0 2
Stadtverwaltungsinspektorin/en 4 2 3 0 1 3 13
feuerwehrtechnischer Dienst m.D./g.D 3 5 8 6 6 3 31
Notfallsanitater 0 0 0 4 0 4 8
Summe | 17 14 21 19 18 15 104
2.2. Externe Einstellungen Summe| 25 22 2 2 2 5 58
2. Zugange (gesamt) Summe | 42 36 23 21 20 20 162
Differenz Zugénge - Abgange Summe| -2 0 -11 | -18 | -18 4 -45
3. Auszubildende/Anwaérter nach Fachrichtung Verwaltungsfachangestellte/r 9 7 5 5 5 5 36
Fachang. f. Medien- u. Inf.-dienste (Bibo) | O 2 0 0 0 0 2
Kauffrau/mann f. Buiromanagement 0 2 0 0 0 0 2
Veranstaltungskauffrau/mann 0 1 0 0 0 0 1
Stadtverwaltungsinspektoranwarter 0 1 4 3 3 3 14
Brandmeisteranwarter 8 6 6 4 9 3 36
Brandoberinspektor-Anwarter 0 0 1 0 0 0 1
Notfallsanitater 4 0 2 2 2 2 12
Fachangestellte fir Baderbetriebe 1 0 0 0 0 0 1
Praktikanten Sozialarbeit 2 0 0 0 0 0 2
Summe| 24 19 18 14 19 13 107




Anlage 3 — Krankenstandstatistik (Jahresdurchschnittswerte)

Zeitraum: 01/2011 - 09/2015
Ubersicht auf Amtsebene

Amter/Fachbereiche 2011 2012 2013 2014 2015*
00 2,12% 6,22% 15,96% 15,03% 8,32%
01 7,62% 9,80% 17,76% 17,39% 5,78%
02 1,31% 7,56% 5,61% 8,35% 3,48%
03 6,00% 13,63% 12,33% 4,77% 2,68%
10 7,03% 5,60% 6,60% 5,39% 7,36%
14 11,43% 5,26% 5,75% 8,39% 9,07%
20 7,06% 7,34% 8,89% 8,48% 11,20%
31 7,81% 10,19% 9,30% 7,13% 7,86%
53 7,30% 9,04%
32 9,54% 10,02% 12,12% 12,62% 12,32%
36 12,80% 8,19% 11,71% 9,88% 7,07%
37 9,99% 11,03% 11,39% 12,19% 10,73%
41 6,44% 5,43% 7,63% 7,37% 5,97%
49 12,56% 10,15% 8,10% 7,36% 8,23%
50 10,71% 12,01% 11,80% 12,09% 10,12%
51 9,46% 9,87% 8,95% 7,99% 10,59%
60 6,08% 7,34% 7,66% 8,39% 13,17%
61 5,88% 5,57% 4,28% 4,35% 5,81%
69 10,43% 9,65% 9,44% 11,79% 14,77%
92 2,86% 4,20% 4,70% 4,83% 4,04%
95 6,30% 2,74% 13,48% 10,18% 23,15%
Gesamte Verwaltung 8,90% 8,93% 9,30% 9,24% 9,43%
*Quartale I. — Ill. 2015

Die Berechnung erfolgte auf Basis der Arbeitstage.
Die Eigenbetriebe, Personalgestellungen (89) sowie Stellen ohne Ist-Arbeitskapazitat (90) wurden nicht bericksichtigt.




Anlage 4 — Quartalsweise Darstellung der Krankenstandibersicht

Krankenstand Gesamtverwaltung - mit linearer Trendlinie
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Anlage 5 — Fortschreibung Soll-Stellenplan 2015/2016

Sollstellenplan Stellenplan- | Stellenabbau
Sollstellenplan | Sollstellenplan
seeehilies Fortschreibung | Fortschreibun R Y. [R5
Aufgabenbereich STV 2014 9 2016 9 2016 Stellen
13.12.2010 Stand
27.10.2015
Oberbuygermestenn 7 9 10 10 0
und Beigeordnete
Biro der Stadtvertre- 5 5 5 5 0
tung
Bur_o dgr Oberbirger- 7 8 8 8 0
meisterin
Buro der Beauftragten 3 2 2 2 0
FD Hauptverwaltung 43 40 40 41 -1
Struktureinheit 10.2.2.1
Ubernahme Azubi 2 . S 2 .
Struktureinheit 10.2.2.2
Laufbahnwechsel 4 5 e € .
ESF-Bundesprogramm 7 7 -7
FD Birgerservice 68 43 44 46 -2
FD Gesundheit 23 23 24 -1
Kulturbiiro 59 59 64 66 -2
Rechnungsprifungsamt 7 7 8 8 0
Personalrat 3 3 3 3 0
FD Finanzwirtschaft,
Stadtkasse 51 62 55 58 -3
FD Kammerei; Finanz- 12 12 0
steuerung
FD Jugend, Schule und 80 82 87 89 2
Sport
Schulische Einrichtun- 31 32 32 32 0
gen
FD Soziales und Woh- 47 53 55 60 5
nen
Jobcenter Schwerin 68 65 60 60 0
FD Ordnung 69 69 69 69 0
FD Umwelt 23 25 23 23 0
FD Brand-, Katastro-
phenschutz und RD 7l 182 203 204 1
FD Wirtschaft und
Stadtentwicklung &L 18 25 25 0
FD Bauen und Denk- 32 35 21 21 0
malpflege
FD Verkehrsmanage- 35 35 34 35 1
ment
Gesamtverwaltung 842 857 883° 901 -18

® Die Differenz i.H.v. 26 Stellen zur Fortschreibung 2014 ergibt sich aus der Erhéhung des Stellenvolu-
mens in einzelnen Fachbereichen von insg. 48 Stellen (+ 21 Stellen im FD FW und RD sowie durch
organisatorische Mal3nahmen siehe S.4;5) und unter Beriicksichtigung der Abbaupotentiale in Hohe

von insg. 22 Stellen.




	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort
	I. Strategischer Rahmen der Aufgabenwahrnehmung in der Stadtverwaltung
	A. Stellenplanentwurf 2016
	1. Brandschutzbedarfsplan
	2. Förderprogramm Langzeitarbeitslose
	3. Flüchtlingssituation
	4. Weitere organisatorische Maßnahmen mit Auswirkungen auf den Sollstellenplan

	B. Soll-Stellenplan
	C. Stellenentwicklung in der Stadtverwaltung Schwerin
	1. Stellenentwicklung insgesamt und nach Dezernaten von 2010 - 2016
	2. Stellenentwicklung nach Beschäftigungsverhältnissen von 2010 - 2016
	3. Entwicklung der Anzahl der Ämter / Fachdienste / Fachbereiche und Einrichtungen


	II
. Einzelinstrumente der Personalentwicklung in der Stadtverwaltung
	1. Ausbildungsrichtlinie
	2. Bedarfsgerechte, individuelle Fort- und Weiterbildung
	3. Qualifikation der Führungskräfte
	4. Beurteilungswesen
	5. Flexible Arbeitszeit
	6. Betriebliche Gesundheitsförderung

	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5



